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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Institutionen und Volksrechte

In der Januarsession befasste sich der Nationalrat mit drei 1990 eingereichten
parlamentarischen Initiativen zur Verbesserung der Vertretung der Frauen in den
Behörden. Die erste (Pa Iv. 91.400) verlangte, dass sich die Ständeratsabordnungen der
Vollkantone aus je einem Mann und einer Frau zusammensetzen müssen. Der Rat lehnte
diesen Vorstoss mit 77 zu 39 Stimmen ab; er begründete seinen Entscheid vor allem mit
dem Argument, dass Quotenregelungen bei Volkswahlen undemokratisch seien.
Eine zweite, von Nationalrätin Leutenegger (gp, BL) eingereichte parlamentarische
Initiative (Pa. Iv. 90.241) forderte, dass in beiden Parlamentskammern, im Bundesrat, im
Bundesgericht und in den ausserparlamentarischen Kommissionen kein Geschlecht mit
einem Anteil von weniger als 40% vertreten sein soll; gleiches, allerdings auf den
Nationalrat beschränkt, forderte auch eine parlamentarische Initiative der SP-Fraktion
(Pa. Iv. 90.242). 
Die vorberatende Kommission beantragte zwar Ablehnung dieser Vorschläge, wollte
aber mit zwei Postulaten den Initiantinnen entgegenkommen. Mit dem einen wollte sie
den Bundesrat auffordern, für Expertenkommissionen analog zu den Bestimmungen
über die Berücksichtigung der sprachlichen Minderheiten eine Regelung zugunsten der
Frauen zu schaffen. Mit dem anderen wurde von der Regierung eine generelle
Abklärung der Realisierbarkeit und der Auswirkungen von geschlechtsspezifischen
Quotenregelungen für die eidgenössischen Behörden erbeten. Wie gross der Argwohn
der Ratsmehrheit gegen jede Art von Frauenquoten ist, zeigte sich bei den
Abstimmungen im Plenum: Nachdem sich der Nationalrat gegen die beiden
parlamentarischen Initiativen ausgesprochen hatte, lehnte er auf Antrag von Moser (ap,
AG) und Steffen (sd, ZH) ohne Diskussion auch die beiden Kommissionspostulate (Po.
91.3036 und Po. 91.3037) ab. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.01.1992
HANS HIRTER

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

In der Januarsession lehnte der Nationalrat mit deutlichem Mehr drei parlamentarische
Initiativen ab, welche eine angemessenere Vertretung der Frauen in den
eidgenössischen Gremien anstrebten, nämlich die Initiative einer
Kommissionsminderheit für Männerquoten im Ständerat (Pa. Iv. 91.400), jene von
Leutenegger Oberholzer (gb, BL) für Frauenquoten bei den Bundesbehörden (Pa. Iv.
90.241) sowie jene der SP-Fraktion für mehr Frauen im Parlament (Pa. Iv. 90.242). Auf
Antrag der Nationalräte Steffen (sd, ZH) und Moser (ap, AG) wurden ebenfalls zwei
Postulate der vorberatenden Kommission zurückgewiesen, welche den Bundesrat
beauftragen wollten, Frauenquoten bzw. geschlechtsspezifische Quotenregeln für
Bundesbehörden zu prüfen. 2
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1) AB NR, 1992, S. 151 ff.; AB NR, 1992, S. 158 ff.; AB NR, 1992, S. 160 ff.
2) AB NR, 1992, S. 151 ff.; AB NR, 1992, S. 158 ff.; AB NR, 1992, S. 160 ff.
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